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1 Sachverhalt 

 

1.1 Genehmigung 

 

Die beiden Windenergieanlagen im Windpark Kressberg/Waldtann wurden durch das Land-

ratsamt Schwäbisch Hall nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) unter fol-

genden Zeichen genehmigt:  

 

 WEA 1: Genehmigung vom 07.09.2018, Az.: 33.2-106.11/AI 

 

 WEA 2: Genehmigung vom 09.08.2019, Az.: 33.2-106.11/He 

 

1.2 Anordnung der sofortigen Vollziehung 

 

Bei beiden Genehmigungen wurde der sofortige Vollzug gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungs-

gerichtsordnung (VwGO) angeordnet. Die Genehmigungen sind damit derzeit sofort voll-

ziehbar.  

 

1.3 Widersprüche 

 

Gegen die Genehmigung der WEA 1 wurden vier Widersprüche von Anwohnern eingelegt 

(drei Widersprüche von einzelnen Privatpersonen und ein Widerspruch eines privaten Ehe-

paars).  

 

Widersprüche gegen die Genehmigung der WEA 2 sind uns zum Tag der Ausfertigung die-

ses Stellungnahme nicht bekannt.  

 

Das Landratsamt Schwäbisch Hall hat den Widersprüchen nicht abgeholfen, sondern die 

Widersprüche an das Regierungspräsidium Stuttgart als Widerspruchsbehörde abgegeben. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart hat über die Widersprüche nach unserer Kenntnis noch 

nicht entschieden.  

 

1.4 Anträge auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung 

 

Die Widerspruchsführer der unter Ziffer 1.3 genannten Widersprüche haben jeweils einen 

Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung der Widersprüche 
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nach § 80a Abs. 3, Abs. 1 Nr. 2, § 80 Abs. 5 VwGO gestellt.  

 

(Zur Erläuterung: Durch die Anträge soll jeweils die sofortige Vollziehbarkeit der Genehmigung der WEA 1 

aufgehoben werden, mit der Folge, dass von der Genehmigung bis zur Entscheidung über die Widersprüche 

und ggf. daran anschließender verwaltungsgerichtlicher Klagen kein Gebrauch gemacht werden dürfte – 

sprich: nicht gebaut werden dürfte.)  

 

Sämtliche Anträge auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung wurden durch Be-

schlüsse des Verwaltungsgerichts Stuttgart vom 17.05.2019 abgelehnt. 

 

1.5 Beschwerdeverfahren 

 

Gegen die Beschlüsse des Verwaltungsgerichts Stuttgart haben die Antragsteller jeweils Be-

schwerde zum Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg eingelegt.  

 

Das Landratsamt Schwäbisch Hall und die Genehmigungsinhaberin als Beigeladene haben 

jeweils beantragt, die Beschwerden zurückzuweisen. 

 

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg hat über die Beschwerden noch nicht ent-

schieden.  

 

2 Erfolgsaussichten der Widersprüche und der Beschwerden 

 

Die Widersprüche und die Beschwerden haben nach unserer Bewertung keine Aussicht auf 

Erfolg.  

 

2.1 Allgemein 

 

Die Beschwerden betreffen die Frage, ob die Genehmigungen vor einer Entscheidung über 

die anhängigen Widersprüche durch das Regierungspräsidium Stuttgart und etwaige im 

Nachgang erhobene Anfechtungsklagen der Widerspruchsführer bereits vollzogen werden 

dürfen. Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg wird über die Beschwerden am 

Maßstab der Erfolgsaussichten in den Widerspruchsverfahren bzw. den im Anschluss an die 

Widerspruchsverfahren noch zu erhebenden Anfechtungsklagen entscheiden. Sofern er die-

sen keine Erfolgsaussichten beimisst, werden die Beschwerden zurückgewiesen.  
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Die Widersprüche haben nach unserer Bewertung keine Aussicht auf Erfolg. Die Windener-

gieanlagen sind nach § 4 BImSchG i. V. m. Nr. 1.6.2 des Anhangs zur vierten Verordnung 

über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) genehmigungspflichtige Vorhaben. Sie 

sind nach § 6 Abs. 1 BImSchG genehmigungsfähig, wenn unter anderem sichergestellt ist, 

dass die sich aus § 5 BImSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden und dem Vorhaben keine 

anderen von der Genehmigungsbehörde zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

und auch keine Belange des Arbeitsschutzes entgegenstehen. Bei einer von einem Nachbarn 

erhobenen Anfechtungsklage bzw. Widerspruch wird nicht in vollem Umfang überprüft, ob 

die Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind. Vielmehr findet eine Überprüfung nur im 

Hinblick darauf statt, ob das genehmigte Vorhaben gegen Vorschriften verstößt, die zumin-

dest auch dem Schutz des Nachbarn zu dienen bestimmt sind und der Nachbar dadurch 

auch tatsächlich beeinträchtigt wird. Darüber hinaus kann die Aufhebung einer immissions-

schutzrechtlichen Genehmigung verlangt werden, wenn eine nach den Bestimmungen des 

Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) erforderliche UVP oder eine er-

forderliche Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflichtigkeit zu Unrecht 

nicht durchgeführt und nicht nachgeholt worden ist. 

 

Unseres Erachtens verstößt das Vorhaben weder gegen nachbarschützende Vorschriften, 

noch gegen Vorschriften aus dem UVPG. Dies hat auch das Verwaltungsgericht Stuttgart 

bestätigt.  

 

2.2 Bewertung der Einwendungen im Einzelnen 

 

Die Widerspruchsführer rügen im Wesentlichen einheitlich Folgende Aspekte: 

 

 Unzumutbare Lärmbelästigung 

 

 Verstoß gegen das baurechtliche Gebot der Rücksichtnahme (optisch bedrängende 

Wirkung) 

 

 Unterbliebene UVP-Vorprüfung bzw. unterbliebene Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

 Unvereinbarkeit des Vorhabens mit natur- und artenschutzrechtlichen Belangen so-

wie mit Belangen des Landschaftsschutzes  
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Zu diesen Punkten ist im Einzelnen zusammenfassend festzuhalten: 

 

2.2.1 Lärm 

 

Eine unzumutbare Lärmbelästigung der Widerspruchsführer durch die Windenergieanlagen 

kann ausgeschlossen werden.  

 

Die Genehmigung enthält zum einen Nebenbestimmungen zum Schallschutz, die die Einhal-

tung der zur Vermeidung unzumutbarer Lärmbelästigungen zu beachtenden Immissions-

grenzwerte verbindlich vorgeben. Zudem hat die Antragstellerin im Genehmigungsverfahren 

eine Schallimmissionsprognose vorgelegt, die aus der sich ergibt, dass die Lärmrichtwerte 

beim Betrieb der Windenergieanlagen tatsächlich eingehalten werden können. Überschrei-

tungen an den Wohnanwesen der Widerspruchsführer sind mit an Sicherheit angrenzender 

Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen, weil die Wohnanwesen der Widerspruchsführer in deut-

licher Entfernung von den gegenständlichen Windenergieanlagen liegen (zwischen 2.015 m 

und 4.672 m).  

 

Es wird zu Unrecht gerügt, dass die Schallimmissionsprognose nicht entsprechend den Hin-

weisen des Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) nach dem sog. „Interimsverfah-

ren erstellt worden sei. Ausweislich des Gutachtens wurde die Schallimmissionsprognose 

nach dem „Interimsverfahren“ erstellt. 

 

Für die jeweiligen Grundstücke der Antragsteller wurde auch eine unseres Erachtens richtige 

Einordnung als allgemeines Wohngebiet vorgenommen, da die Umgebung der betroffenen 

Grundstücke einem allgemeinen Wohngebiet im Sinne des § 4 Baunutzungsverordnung 

(BauNVO) entsprechen dürfte. Dies hat auch das Verwaltungsgericht Stuttgart so gesehen. 

Die Immissionsrichtwerte für allgemeine Wohngebiete betragen 55 dB(A) tagsüber und 

40 dB(A) nachts Die Immissionsprognosen haben eine Gesamtbelastung zwischen 18,1 

dB(A) und 30,8 dB(A) für die jeweiligen Grundstücke der Antragsteller zur Nachtzeit ermit-

telt. Die Immissionsrichtwerte der TA-Lärm werden danach deutlich unterschritten.  

 

Zuschläge auf die ermittelten Prognosewerte über die bereits im Gutachten angesetzten Zu-

schläge hinaus sind nach unserer Bewertung nicht erforderlich.  
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2.2.2 Gebot der Rücksichtnahme (optisch bedrängende Wirkung) 

 

Ein Verstoß gegen das baurechtliche Gebot der Rücksichtnahme liegt nicht vor. Eine optisch 

bedrängende Wirkung der Windenergieanlagen kann vorliegend nicht angenommen werden. 

 

Ob von einer unzumutbaren optisch bedrängenden Wirkung auszugehen ist, beurteilt sich 

nach den Umständen des Einzelfalls, wobei die Rechtsprechung hierzu Vermutungsregeln 

aufgestellt hat. Beträgt der Abstand zwischen einem Wohnhaus und einer Windenergieanla-

ge mindestens das dreifache der Gesamthöhe (Nabenhöhe + halber Rotordurchmesser) der 

geplanten Anlage, so wird von der Anlage in der Regel keine optisch bedrängende Wirkung 

zu Lasten der Wohnnutzung ausgehen. Ist der Abstand geringer als das zweifache der Ge-

samthöhe der Anlage, so ist regelmäßig eine optisch bedrängende Wirkung der Anlage anzu-

nehmen. Dazwischen ist eine Bewertung des Einzelfalls erforderlich.  

 

Die Gesamthöhe der im vorliegenden Fall genehmigten Windenergieanlagen beträgt 

196,25 m. Das dreifache der Gesamthöhe wäre 588,75 m. Die oben genannten Entfernungen 

zwischen 2.015 und 4.672 m liegen deutlich darüber, so dass eine optisch bedrängende Wir-

kung zu Lasten der Wohnnutzung unter keinem in Betracht kommenden Gesichtspunkt an-

genommen werden kann. 

 

Besondere Umstände, die eine abweichende Betrachtung rechtfertigen würden, sind vorlie-

gend nicht ersichtlich. Das sieht auch das Verwaltungsgericht Stuttgart so.  

 

2.2.3 UVP-Vorprüfung bzw. UVP 

 

Die Genehmigung der WEA 1 ist nicht wegen einer unterbliebenen Vorprüfung zur Feststel-

lung der Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Vorprüfung) bzw. unterbliebenen 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) rechtswidrig, wie von den Widerspruchsführern be-

hauptet.  

 

Vorliegend war im Verfahren zur Genehmigung der WEA 1 weder eine UVP noch eine UVP-

Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung der UVP-Pflicht notwendig. Nach den Nummern 

1.6 bis 1.6.3 der Anlage 1 zum UVPG ist eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls 

erst ab einer Anzahl von drei Windenergieanlagen vorgesehen. Dabei sind Bestandsanlagen, 

die mit der zur Genehmigung beantragten Windenergieanlage eine Windfarm i.S.d. § 1 Abs. 

5 UVPG begründen, einzuberechnen. Vorliegend kommt insoweit eine Bestandsanlage in der 
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Umgebung der geplanten Windenergieanlagen in Betracht. Selbst bei Berücksichtigung die-

ser bereits vorhandenen Windenergieanlage ergibt sich jedenfalls bei der Genehmigung der 

ersten der beiden neu geplanten Windenergieanlagen keine UVP-Vorprüfungspflicht.  

 

Erst bei der Genehmigung der weiteren Windenergieanlage (WEA 2), die dann mit den bei-

den anderen Windenergieanlagen eine Wind-Farm im Sinne des § 2 Abs. 5 UVPG bilden 

würde, musste ggf. eine standortbezogene UVP-Vorprüfung durchgeführt. Dies ist ausweis-

lich der Begründung des Genehmigungsbescheids der WEA 2 erfolgt.   

 

2.2.4 Artenschutz/Landschaftsschutz 

 

Den angeführten Einwendungen zum Artenschutz sowie zum Landschaftsschutz ist nicht 

weiter nachzugehen. Denn die Widerspruchführer können als Privatpersonen nur die Verlet-

zung von Vorschriften rügen, die auch dem Schutz ihrer eigenen Interessen zu dienen be-

stimmt sind (sog. nachbarschützende bzw. drittschützende Normen, § 42 Abs. 2 VwGO). Die 

Vorschriften zum Artenschutz und zum Landschaftsschutz enthalten jedoch keinen Dritt-

schutz zu Gunsten der Antragsteller. Etwaige Verletzungen dieser Vorschriften können die 

Widerspruchführer also nicht geltend machen.  

 

2.2.5 Zwischenergebnis 

 

Nach alledem sind wir der Auffassung, dass die Widersprüche gegen den Genehmigungsbe-

scheid und damit auch die anhängigen Beschwerden gegen die Entscheidungen des Verwal-

tungsgerichts Stuttgart keine Aussicht auf Erfolg haben. 

 

2.3 Bewertung durch das Verwaltungsgericht Stuttgart 

 

Das Verwaltungsgericht Stuttgart hält die Anträge gerichtet auf Wiederherstellung der auf-

schiebenden Wirkung der Widersprüche gegen die immissionsschutzrechtliche Genehmi-

gung für zulässig, aber unbegründet. Das Gericht kommt in seinen Beschlüssen vom 

17.05.2019 nach summarischer Prüfung zu dem Ergebnis, dass die Widersprüche keine Aus-

sicht auf Erfolg haben, da die immissionsschutzrechtliche Genehmigung der streitgegen-

ständlichen Anlage voraussichtlich nicht gegen nachbarschützende Vorschriften verstößt 

und die Antragsteller daher nicht in eigenen Rechten verletzt. 

 

Aufgrund unserer obigen Ausführungen gehen wir davon aus, dass diese Bewertung auch im 
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Beschwerdeverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof Stuttgart Bestand haben wird.  

 

3 Ergebnis 

 

Die Widersprüche und demgemäß auch die Beschwerden haben nach obiger Bewertung kei-

ne Aussicht auf Erfolg.  

 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung 

 

 

 

Dr. Bernd Wust, LL.M. 

Rechtsanwalt 
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